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HANS-JOACHIM ADERHOLD 

Die Eingriffsmöglichkeiten der Verwaltung in bezug auf Standortentscheidungen 
von überörtlichen Einkaufszentren und Verbrauchermärkten 

Eine Untersuchung ihrer Rechtsgrundlagen 

Inhaltsübersicht und betroffene Rechtsnormen 

1. Negative Eingriffsmöglichkeiten 

1.1 Raumordnungswidrige Planungen 
ROG: (§ 5); § 7 
LPlanG : § 32 (analog : § 14 ff. BBauG) 

1.2 Raumordnungsverfahren 
LPlanG: § 31a 

1.3 Überprüfung von Rechtsvorschriften 
BBauG: (§ 1 Abs. 1); (§ 2 Abs. 1); (§ 6); (§ 11); § 34; 
§35 

1.3.0 Baunutzungsverordnung 
BauNVO: § 7; § 11 Abs. 3 
BBauG: (§ 8 ff.) 

1.3.1 Bundesbaugesetz 
a) BBauG: § 1 Abs. 3; (ROG, LPlanG, LEP, RP) 
b) BBauG: § 1 Abs. 4 und 5; (§ 9 Abs. 1 Nr.15 und 16) 

BimSchG: § 10 
c) BBauG: § 2 Abs. 4 

1.3.2 Raumordnungsgesetz 
ROG: § 1; § 2 (analog: § 1 Abs. 4 und 5 BBauG) 
a) ROG: § 1 Abs. 2, 3, 4 
b) ROG: § 2 Abs. l; § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 
c) ROG: § 2 Abs. 1 Nr. 1 Sätze 1 und 2 und Nr. 6 

(analog:§ 1 Abs. 4 und 5 BBauG) 
d) ROG: § 2 Abs. 1 Nr. 7 
e) ROG: § 2 Abs. 3; (§ l); (§ 2 Abs. 1) 
f) ROG : § 4 Abs. 5; § 5 Abs. 4 

1.3.3 Landesplanungsgesetz. Beispiel: Baden-Württemberg 
LPlanG : § 1 (analog:§ 1 Abs. 1 ROG); § 23 

1.3.4 Landesentwicklungsplan. Beispiel: Baden-Württemberg 
a) Plansätze: 1.5; 1.5.1; 1.6; 1.6.1 
b) Plansatz: 1.4.3 (entsprechend Plansätze: 1.7.2; 1.7.31; 

1.7.4; 1.7.41; 1.7.42; 1.8.31; 1.8.4; 1.8.41; 1.8.42; 
1.9.3; 1.9.36; 2.2.1) 

c) Plansätze : 2.2.16; (2.8.8) 
d) Plansatz: 2.3.22 
e) Plansätze : 2.1; 2.1.2; 2.1.22 
f) Plansatz: (2.2.12) 

1. Negative Eingriffsmöglichkeiten 

1.1 Raumordnungswidrige Planungen 

Nach § 7 ROG können raumordnungswidrige Planun­
gen und Maßnahmen vorübergehend unter folgenden 
Voraussetzungen untersagt werden: 

- die .Aufstellung, i\nderung, Ergänzung oder Aufhe­
bung von Zielen der Raumordnung und Landespla­
nung muß eingeleitet sein; 

- es muß sich um raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen handeln, die von der Rechtswirkung der 

g) Plansätze : 2.2.11 (entsprechend : 2.4.22; 2.4.23; 
2.1.13); 2.2.13; 2.2.17; 2.9.1 (entsprechend: 2.9.11) 

h) (Beschluß des Landtags BaWü vom 13. 12. 74) 
1.3.5 Gebietsentwicklungspläne 

Hier als Beispiel: Gebietsentwicklungsplan für denMitt­
leren Neckarraum 

1.3.6 Regionalpläne 
a) Vorläufige Regionalpläne 
b) Aufzustellende Regionalpläne 

2. Positive Eingriffsmöglichkeiten 
2.1 Raumordnungsverfahren 

LPlanG: § 31a 
2.2 Weitere Rechtsgrundlagen 
2.2.1 Bundesbaugesetz, Baunutzungsverordnung 

a) BBauG: § 1 Abs. 3 
b) BBauG: (§ 8 ff.) 

BauNVO: § 7 Abs. 5; § 11 Abs. 3 
2.2.2 Raumordnungsgesetz 

a) ROG : § 4 Abs. 1 
b) ROG : § 4 Abs. 3; (§ 2); (§ 5); § 5 Abs. 2; § 5 

Abs. 3 Satz 1 
c) ROG: § 8 Abs. 1; § 9 

2.2.3 Landesplanungsgesetz. Beispiel: Baden-Württemberg 
a) LPlanG: § 4 ff. (analog: § 9 ROG) 
b) LPlanG: § 24 Abs. 2 Satz 2 

2.2.4 Landesentwicklungsplan. Beispiel: Baden-Württemberg 

2.2.5 Gebietsentwicklungspläne 
Hier als Beispiel: Gebietsentwicklungsplan für den 
Mittleren Neckarraum 
Plansatz: 2.3.3 

2.2.6 Regionalpläne und Kreisentwicklungsprogramme 
a) Vorläufige Regionalpläne. Als Beispiele: 

Regionalplan Württemberg-Mitte: Plansatz 2.3.2 
Regionalplan Rems-Murr: Plansatz 2.314 
Regionalplan Neckar-Fils: Plansätze 4.221; 4.222 

b) Aufzustellende Regionalpläne und Kreisentwick­
lungsprogramme 

Ziele der Raumordnung und Landesplanung nach § 5 
ROG (Raumordnung in den Ländern) erfaßt werden; 

- es muß zu befürchten sein, daß die Durchführung 
der Ziele der Raumordnung und Landesplanung un­
möglich gemacht oder wesentlich erschwert wird. 

Unter diesen Voraussetzungen können entsprechende 
Planungen und Maßnahmen bis zur Höchstdauer von 
2 Jahren untersagt werden, wobei Widersprüche und 
Anfechtungsklagen gegen die Untersagung keine auf­
schiebende Wirkung haben. 

Zuständig für eine eventuelle Untersagung ist ge­
mäß § 32 Abs. 1 LPlanG die oberste Landesplanungsbe-
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hörde im Einvernehmen mit den beteiligten Ministerien. 
Nach § 32 Abs. 3 LPlanG wird die Untersagung zu dem 
Zeitpunkt unwirksam, zu dem der Entwicklungsplan 
oder der Regionalplan, in dem die zu sichernden Zielset­
zungen enthalten sind, verbindlich wird (siehe hierzu 
auch 2.2.6 b ). 

Daraus ergibt sich, daß mit Hilfe der §§ 7 ROG und 
32 LPlanG (analog den §§ 14 ff. BBauG in bezug auf die 
Bauleitplanung) die Ziele der Raumordnung und Landes­
planung vorab gesichert werden können, das heißt: gün­
stigstenfalls bis zur endgültigen rechtskräftigen Festle­
gung in entsprechenden Plänen. 

Es handelt sich damit im wesentlichen um ein „Not­
fall-Instrument", das eine grundsätzliche Regelung des 
jeweiligen Falles eventuell ermöglichen, aber nicht erset­
zen kann. 

1.2 Raumordnungsverfahren 

In einem Raumordnungsverfahren nach § 31 a LPlanG 
(einem sogenannten Beurteilungsverfahren) können die 
höheren Landesplanungsbehörden, soweit erforderlich, 
von Amts wegen oder auf Antrag eines öffentlichen 
oder sonstigen Planungsträgers f es t s t e 11 e n , ob 
raumbedeutsame Planungen oder Maßnahmen mit den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung überein­
stimmen und die Grundsätze der Raumordnung sachge­
mäß gegeneinander und untereinander abgewogen 
sind. 

Dabei kann die zuständige Landesplanungsbehörde ge­
mäß § 31 a Abs. 3 LPlanG zu Einzelfragen die Vorlage 
von Gutachten verlangen oder auf Kosten des Trägers 
der Planung oder Maßnahme Gutachten selbst einho­
len. 

Allerdings soll gemäß § 31 Abs. 6 LPlanG ein Vorha­
ben, sobald über seine Zulassung ein Verwaltungsverfah­
ren eingeleitet ist, nur dann Gegenstand eines Raumord­
nungsverfahrens sein, wenn die raumordnerische Bedeu­
tung des Vorhabens die Durchführung des Raumord­
nungsverfahrens rechtfertigt. Ein Raumordnungsverfah­
ren findet auch nicht mehr statt, wenn über das Vorha­
ben in einem Verwaltungsverfahren bereits entschieden 
worden ist. 

Da die raumordnerische Bedeutung von Einkaufszen­
tren und Verbrauchermärkten, solange es sich jeweils 
um Einzelfälle handelt, im allgemeinen nicht so groß 
sein wird, daß diese jeweilige Bedeutung bereits die 
Durchführung eines Raumordnungsverfahrens rechtfer­
tigen _ würde, muß daraus wohl abgeleitet werden, daß 
Einkaufszentren und Verbrauchermärkte in der Regel 
dann nicht mehr im Wege eines Raumordnungsverfah­
rens verhindert werden können, wenn erst einmal ein 
Verwaltungsverfahren über ihre Zulassung eingeleitet 
ist; das kann heißen, sobald z. B. eine Gemeinde die 
Aufstellung eines Bebauungsplans zugunsten eines Ein­
kaufszentrums oder Verbrauchermarktes beschlossen 
hat. Es ist daher zumindest fraglich, ob Raumordnungs­
verfahren zur Verhinderung von Einkaufszentren und 

Verbrauchermärkten außer in Ausnahmefällen in Frage 
kommen werden (siehe auch Punkt 2.1). 

1.3 Überprüfung von Rechtsvorschriften 

Als einziges wirkungsvolles Regelverfahren zur Ver­
hinderung eines Einkaufszentrums oder Verbraucher­
marktes verbleibt damit die Überprüfung bestehender 
Rechtsvorschriften im Genehmigungsverfahren. 

Die Genehmigung eines solchen Vorhabens nach § 34 
BBauG (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zu­
sammenhang bebauten Ortsteile) dürfte wegen seiner 
Größe und seinen möglichen Konsequenzen wohl nur 
selten als unbedenklich angesehen werden können und 
wäre im Regelfall wohl auch mit dem § 1 Abs. 1 BBauG 
(Zweck der Bauleitplanung) und dem Planmäßigkeits­
grundsatz des BBauG (§ 2 Abs. 1 BBauG) nicht verein­
bar. 

Ebenso dürfte seine Genehmigung nach § 35 BBauG· 
(Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich) kaum in 
Frage kommen, da die Zulassung eines solchen Vorha­
bens im Außenbereich im allgemeinen wohl öffentliche 
Belange beeinträchtigen würde. 

Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt nach 
§ 35 Abs. 3 BBauG insbesondere vor, wenn das Vorha­
ben unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen und 
andere Verkehrseinrichtungen, Versorgungs- und Ab­
wasseranlagen, für die Sicherheit, Gesundheit oder für 
sonstige Aufgaben erfordert, die Wasserwirtschaft ge­
fährdet, das Ortsbild verunstaltet oder die natürliche Ei­
genart der Landschaft beeinträchtigt oder wenn die Ent­
stehung einer Splittersiedlung zu befürchten ist. Die 
Rechtsprechung vertritt hierbei einen harten Stand­
punkt. So hat das Bundesverwaltungsgericht die planlose 
Errichtung großer Bauvorhaben im Außenbereich nicht 
gestattet, sondern gefordert, daß solchen eine Bauleitpla­
nung vorausgehen müsse (Urteil vom 22. 11. 68 - IV 
C 98.65). 

Bei der Überprüfung bestehender Rechtsvorschriften 
im Genehmigungsverfahren wird es sich in bezug auf die 
Verhinderung von Einkaufszentren und Verbraucher­
märkten daher fast immer um die Versagung der Geneh­
migung entsprechender Bauleitpläne nach §§ 6 und 11 
BBauG handeln. Versagungsgründe können dabei sein: 

1.3.0 Baunutzungsverordnung ( BauNVO ). 

Nach § 11 Abs. 3 BauNVO sind Einkaufszentren und 
Verbrauchermärkte, die nach Lage, Umfang und Zweck­
bestimmung vorwiegend der übergemeindlichen Versor­
gung dienen sollen, außer in Kerngebieten (§ 7 BauN­
VO) nur in Sondergebieten zulässig. 

1.3.1 Bundesbaugesetz (BBauG) 

a) Bauleitpläne, die mit den Zielen der Raumordnung 
und Landesplanung nicht vereinbar sind, sind nach § 1 
Abs. 3 BBauG nicht genehmigungsfähig. Ob Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung im einzelnen verletzt 
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werden, ergibt sich aus den entsprechenden weiteren 
Rechtsvorschriften (siehe hierzu: ROG, LPlanG, Ge­
bietsentwicklungspläne, Regionalpläne). 

b) Außerdem sind Bauleitpläne nicht genehmigungsfä­
hig, wenn bei ihrer Aufstellung dem Abwägungsgebot 
des § 1 Abs. 4 und 5 BBauG nicht oder nur ungenügend 
entsprochen wurde, wenn also z. B. 

- die sozialen und kulturellen Bedürfnisse sowie die Si­
cherheit und Gesundheit der Bevölkerung (zu beach­
ten ist hierbei auch § 10 des Bundesimmissionsschutz­
gesetzes [BimSchG]), 

- die Bedürfnisse der Wirtschaft, der Landwirtschaft 
und des Verkehrs, 

- die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes und 
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt wurden. 

Bei enger und damit möglicherweise unzulänglicher 
Auslegung dieser Rechtsvorschriften werden sich daraus 
zunächst leichter Auflagen und Bedingungen (z. B. die 
Forderung nach entsprechender Verkehrsanbindung oder 
in bezug auf bauordnungsrechtliche Festsetzungen bzw. 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 und 16 BBauG 
[Pflanzzwang usw.]) ableiten lassen als die prinzipielle 
Verhinderung entsprechender Bauvorhaben im jeweili­
gen Einzelfall. 

Es wird daher möglicherweise erforderlich werden, zu 
einer etwas weitergehenderen Anwendung dieser Rechts­
vorschriften fortzuschreiten. 

Als Beispiel sei nur das Problem „Einkaufszentren und 
Verbrauchermärkte im Verhältnis zu den Möglichkeiten 
und Erfordernissen von Sanierungsmaßnahmen in alten 
Ortszentren" angesprochen: Wenn Sanierungsmaßnah­
men, die den sozialen und kulturellen Bedürfnissen so­
wie der Sicherheit und Gesundheit der Bevölkerung ent­
sprechen und der Gestaltung des Orts- und Landschafts­
bildes dienen, durch Einkaufzentren und Verbraucher­
märkte verhindert, behindert oder auch nur verzögert 
würden, so könnten entsprechende Bauvorhaben, in de­
ren Einzugsbereich entsprechende gewachsene Ortsteile 
liegen, über das Abwägungsgebot des § 1 Abs. 4 und 5 
BBauG sehr wohl verhindert werden. Die Genehmi­
gungspraxis dürfte insofern die rechtlichen Möglichkei­
ten bisher noch nicht ausgeschöpft haben. 

c) Nach § 2 Abs. 4 BBauG sollen die Bauleitpläne be­
nachbarter Gemeinden aufeinander abgestimmt werden. 
Damit lassen sich jedoch lediglich Verfahrensmängel 
korrigieren. Inhaltlich gibt diese Rechtsvorschrift zur 
endgültigen Verhinderung von Einkaufszentren und 
Verbrauchermärkten für sich allein nichts her. 

1.3.2 Raumordnungsgesetz ( ROG) 

Das in § 1 Abs. 4 und 5 BBauG verankerte Abwä­
gungsgebot ist grundsätzlich in bezug auf raumbedeutsa-

me Planungen auch in den §§ 1 (Aufgaben und Ziele der 
Raumordnung) und 2 (Grundsätze der Raumordnung) 
ROG enthalten. Dabei sind die meisten, aber nicht alle 
Abwägungsinhalte zwischen BBauG und ROG (z. B. § 1 
Abs. 1 ROG) identisch, teilweise auch im ROG gegen­
über dem BBauG präzisiert oder durch weitere Inhalte 
ergänzt. 

a) Es wäre zwar denkbar, daß das Ziel der Wiederver­
einigung (§ 1 Abs. 2 ROG) und die Zusammenarbeit im 
europäischen Raum (§ 1 Abs. 3 ROG) zumindest grund­
sätzlich auch Auswirkungen auf die Errichtung von Ein­
kaufszentren und Verbrauchermärkten haben könnten, 
doch werden diese möglichen Zusammenhänge in der 
Praxis wohl eher vernachlässigt werden. Eher könnte 
dann schon einmal die Einordnung von Einzelräumen in 
den Gesamtraum eine in bezug auf das Thema praxisre­
levante Rolle spielen (§ 1 Abs. 4 ROG), etwa bei der Be­
urteilung von alternativen Standorten für Einkaufszen­
tren und Verbrauchermärkte in Verdichtungsräumen ge­
genüber ländlichen Räumen und umgekehrt. 

b) Mehrfach werden in § 2 Abs. 1 ROG gesunde Le­
bens- und Arbeitsbedingungen und die Ausgewogenheit 
zwischen den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Verhältnissen angesprochen, die entweder zu sichern 
und weiterzuentwickeln oder anzustreben seien, wobei 
weitere Grundsätze angeführt werden, deren Beachtung 
diese gewährleisten sollen. So heißt es zum Beispiel er­
gänzend in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 ROG, daß die ver­
kehrs- und versorgungsmäßige Aufschließung, die Bedie­
nung mit Verkehrs- und Versorgungsleistungen und die 
angestrebte Entwicklung miteinander in Einklang zu 
bringen seien. 

Mit diesen Grundsätzen der Raumordnung sind die 
Tatsachen schlecht vereinbar, daß es in der Bundesrepu­
blik Deutschland 600 000 Haushalte gibt, die keine Mög­
lichkeit haben, im Umkreis von 1 000 m von ihrer Woh­
nung die Waren des täglichen Bedarfs einzukaufen, und 
daß es in 2 000 Orten oder Ortsteilen (je unter 2 000 
Einwohner) überhaupt keine Lebensmittelgeschäfte mehr 
gibt. Insofern bieten die genannten Grundsätze des 
ROG sehr wohl die rechtliche Möglichkeit, der Errich­
tung weiterer Einkaufszentren und Verbrauchermärkte 
solange wirkungsvoll entgegenzuwirken, wie bei ihrer 
Errichtung statt einer notwendigen Verbesserung eine 
weitere Verschlechterung dieser Verhältnisse zu befürch­
ten ist. Dies gilt besonders für den ländlichen Raum. 

c) Darüber hinaus unterstützt § 2 Abs. 1 Nr. 1 Sätze 1 
und 2 und Nr. 6 ROG auch die entsprechenden Ein­
griffsmöglichkeiten der Verwaltung auf Grund von § 1 
Abs. 4 und 5 BBauG in bezug auf das Problem "Sanie­
rung/Einkaufszentren und Verbrauchermärkte". ' Die 
dort angesprochenen Grundsätze sind auch auf die Er­
haltung der gewachsenen Strukturen alter Ortsteile an­
zuwenden, so daß als Maßnahmen zur Strukturverbesse­
rung besonders auch vollbrachte oder erforderliche Sa-
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nierungsmaßnahmen mit dem entsprechenden Gewicht 
bei der Abwägung zu berücksichtigen sind. Damit kön­
nen Standorte von Einkaufszentren und Verbraucher­
märkten, in deren Einzugsbereich entsprechende alte 
Ortsteile liegen, verhindert werden, solange die Gefahr 
besteht, daß durch ihre Errichtung das Gleichgewicht 
innerhalb der gewachsenen Ortsteile gefährdet, behin­
dert oder nicht ermöglicht wird, so daß damit mehr als 
nur geringfügig den entsprechenden Grundsätzen der 
Raumordnung entgegengewirkt würde. 

In bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1-3 werden in 
Satz 4 ROG als Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele 
u. a. auch ausdrücklich eine vorausschauende örtliche 
und regionale Planung genannt. Damit wird neben der 
Bauleitplanung die Verantwortlichkeit der Regionalpla­
nung noch besonders betont. 

d) Der in § 2 Abs. 1 Nr. 7 Satz 1 ROG ausgesprochene 
Grundsatz der Erhaltung, des Schutzes und der Pflege 
der Landschaft mag in Einzelfällen zur Verhinderung 
von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten ebenfalls 
noch besonders beitragen können. 

e) Nach § 2 Abs. 3 ROG können die Länder weitere 
Grundsätze aufstellen, soweit diese dem Absatz 1 und 
dem § 1 ROG nicht widersprechen. Das hat insofern 
Auswirkungen bis in die Regionalplanung hinein, als 
auch diese damit an das Abwägungsgebot des ROG ge­
bunden ist und damit auch die einzelnen Plansätze der 
Regionalpläne nichts festsetzen dürfen, was auf einer un­
genügenden Abwägung dieser Grundsätze beruhen wür­
de (siehe hierzu z. B. 2.2.6 a). 

f) § 4 Abs. 5 ROG (Abstimmungsgebot der Planungen 
und Maßnahmen aufeinander und untereinander) und 
§ 5 Abs. 4 ROG (Ziele der Raumordnung und Landes­
planung) binden die öffentlichen Planungsträger und 
dienen damit der Verwirklichung der Grundsätze des 
ROG, bieten damit aber keine Handhabe, auf die Stand­
ortentscheidungen überörtlicher Einkaufszentren und 
Verbrauchermärkte inhaltlich Einfluß zu nehmen. 

1.3.3 Landesplanungsgesetz (LPlanG). Beispiel: Baden­
Württemberg 

Das LPlanG übernimmt in § 1 (Gegenstand und Auf­
gabe der Landesplanung) im Grundsatz § 1 Abs. 1 ROG 
und regelt die in § 23 LPlanG aufgeführten Mittel der 
Landesplanung. Es enthält darüber hinaus keine weiteren 
Rechtsvorschriften, die zu Punkt 1 (Negative Eingriffs­
möglichkeiten) beachtlich wären. 

1.3.4 Landesentwicklungsplan (LEP). Beispiel: Baden­
Württemberg 

Zur Verhinderung von überörtlichen Einkaufszentren 
und Verbrauchermärkten gibt der LEP über das BBauG 
und das ROG hinaus verhältnismäßig wenig zusätzlich 
her. 

a) Die Plansätze 1.5 (Zentrale Orte und Verflech­
tungsbereiche), entsprechend 1.5.1, und 1.6 (Entwick­
lungsachsen), entsprechend 1.6.1, können lediglich Vor­
haben negativ beeinflussen, die außerhalb von Entwick­
lungsachsen und außerhalb von Entwicklungsschwer­
punkten und zentralen Orten vorgesehen sind . . Aller­
dings muß man sehen, daß dies im Erfolgsfalle wohl im­
mer solche Fälle betrifft, bei denen ohnehin bereits eine 
Ablehnung auf Grund der Abwägungsgebote des BBauG 
und des ROG (siehe 1.3.1 b und 1.3.2 a, b und c) in Frage 
kommt. Insofern werden die genannten Plansätze eher 
unterstützenden Charakter haben. 

Andererseits ergibt eine entsprechende Analyse (siehe 
Karliczek: Zur Standortplanung von Einkaufszentren 
und Verbrauchermärkten in Verdichtungsräumen aus 
landesplanerischer Sicht), daß z.B. im Mittleren. Neckar­
raum fast alle Einkaufszentren und Verbrauchermärkte 
in Entwicklungsachsen und dabei ganz überwiegend in 
zentralen Orten angesiedelt wurden, das heißt, daß sie 
auf Grund der genannten Plansätze nicht hätten verhin­
dert werden können. 

Es darf umgekehrt aber keineswegs unterstellt wer­
den, daß Einkaufszentren und Verbrauchermärkte, die 
mit den genannten Plansätzen in Übereinstimmung ste­
hen, auch - gemessen an den Abwägungsgeboten des 
BBauG und des ROG - bereits unbedenklich und damit 
genehmigungsfähig wären. 

Daß die genannten Plansätze zur Verhinderung von 
Einkaufszentren und Verbrauchermärkten relativ wenig 
hergeben, findet eine weitere Erhärtung auch darin, daß 
nicht ohne weiteres erkennbar ist, inwiefern ihr über­
örtlicher Status wenn auch rein äußerlich zu Recht, so 
doch einseitig zu ungunsten durchaus vergleichbarer, 
aber nicht im selben Umfang konzentrierter Ansamm­
lungen von Einzelhandelsgeschäften unterstellt werden 
darf. 

In Plansatz 1.5 zum Beispiel heißt es: 

"Einrichtungen zur überörtlichen Versorgung eines 
Verflechtungsbereichs mit Dienstleistungen (zentralörtli­
che Einrichtungen) sind mit Schwerpunkt in den Zen­
tralen Orten der verschiedenen Stufen zu errichten und 
auszubauen; sie sollen von jedem Wohnort aus mit zu­
mutbarem Zeit- und Kostenaufwand erreichbar sein. 
Einrichtungen zur örtlichen Versorgung sollen überall 
dort ausgebaut werden, wo sie trotz vorhandener oder 
geplanter zentralörtlicher Einrichtungen ausgelastet wer­
den können oder unentbehrlich sind." 

Auf die Bedarfsdeckung von Konsumgütern angewen­
det, bedeutet dies, daß allenfalls der Teil eines Einkaufs­
zentrums, der tatsächlich einen echten überörtlichen Be­
darf erfüllt, auch zur Stärkung der zentralörtlichen 
Funktion herangezogen werden könnte, daß aber bereits 
der übrige Teil und z.B. bei Verbrauchermärkten wohl 
diese meist ganz einer entsprechenden Argumentation 
widersprechen, da diese tatsächlich eher in die Nähe des 
örtlichen Bedarfs rücken, so daß eine entsprechende 
örtliche Versorgung für viele Menschen (ältere Men-
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sehen, Nicht-Kfz-Besitzer, Mütter mit kleinen Kindern 
usw.) bereits unentbehrlich ist. 

Im übrigen kann nun einmal der überörtliche Kon­
sumgüterbedarf außer durch Einkaufszentren ohne. wei­
teres auch jederzeit auf andere Weise, also z.B. durch 
entsprechende Fachgeschäfte, gedeckt werden, so daß 
auch diese Möglichkeit bei einer entsprechenden Abwä­
gung zu berücksichtigen wäre. (Zwar wird man zunächst 
einwenden können, daß unter bestimmten Voraussetzun­
gen die Bedarfsdeckung über ein Einkaufszentrum wirt­
schaftlicher erfolgen könne als über entsprechende Ein­
zelhandelsgeschäfte. Es sind bei einer entsprechenden 
Abwägung aller öffentlichen und privaten Interessen -
gegebenenfalls auch mit Hilfe von Gutachten - jeweils 
a 11 e Faktoren einzubeziehen, so z. B. einerseits auch 
die privaten Transportkosten, die Folgelasten z. B. infol­
ge einer notwendigen Mehrbelastung der öffentlichen 
Straßen, Aufwendungen für erforderliche Lärmschutz­
maßnahmen usw., andererseits aber auch die erzeugte 
Unwirtschaftlichkeit bestehender Einzelhandelsgeschäfte 
mit ihren Folgen, also etwa durch Konkurrenzdruck 
hervorgerufene örtliche Unterversorgung, Verringerung 
von Arbeitsplätzen, Behinderung von Sanierungsvorha­
ben usw. 

Aus alledem ergibt sich, daß die Anwendbarkeit der 
genannten Plansätze in bezug auf die Genehmigungsfä­
higkeit von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten 
auf verhältnismäßig schwachen Füßen stünde, während 
ihre Anwendbarkeit in bezug auf ihre Verhinderung nur 
in sehr begrenztem Umfang und bei in der Praxis bisher 
selten aufgetretenen Fällen möglich, dann aber bereits 
auf Grund der Abwägungsgebote des BBauG und des 
ROG im Grunde genommen auch entbehrlich wäre. 

b) Im Plansatz 1.4.3 (entsprechend in den Plansätzen 
1.7.2; 1.7.31; 1.7.4; 1.7.41; 1.7.42; 1.8.31; 1.8.4; 1.8.41 ; 
1.8.42; 1.9.3; 1.9.36; 2.2.1) werden Grundsätze des ROG 
aufgenommen, die bereits unter Punkt 1.3.2 b und c 
sinngemäß angesprochen wurden. 

c) Plansatz 2.2:16 (Berücksichtigung insbesondere von 
geschichtlich wertvollen Ortsbildern, im Sinne des Plan­
satzes 2.8.8) kann in manchen Fällen zur Verhinderung 
von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten mit her­
angezogen werden, allerdings gilt auch hier, daß zumal 
in solche relativ schwerwiegenden Fällen ebenfalls be­
reits die Abwägungsgebote von BBauG und ROG ohne­
hin greifen müßten. 

d) Plansatz 2.3.22 (vorrangige Schaffung ausreichender 
Entwicklungsmöglichkeiten für zentrale Dienstleistungen 
höherer Funktion in den Zentren der Verdichtungen) 
steht zumindest im Grundsatz am ehesten mit der 
Schaffung von Einkaufszentren und Verbrauchermärk­
ten im Einklang, so daß er auf ihre Verhinderung zu­
nächst keinen unmittelbaren Einfluß hat. Er könnte 
aber gleichwohl im Einzelfall dazu beitragen, daß im 
Umkehrschluß ein diesem Plansatz nicht entsprechender 
benachbarter Standort aufgegeben werden muß. 

e) Plansatz 2.1 (Landschaftsordnung, Umweltschutz) 
präzisiert den entsprechenden Grundsatz des ROG (sie­
he dazu 1.3.2 d). Dabei können in bezug auf Punkt 1 be­
sonders die beiden folgenden Plansätze von Interesse 
sem: 

- 2.1.2 (Vermeidung von Eingriffen in die Landschaft, 
die das Landschaftsbild verunstalten). 

- 2.1.22 (Vermeidung einer Zersiedlung der Land­
schaft und eines ungeordneten Zusammenwachsens der 
Siedlungsgebiete). 

f) Plansatz 2.2.12, der unter anderem besagt, daß Sied­
lungsgebiete so bemessen und einander so zugeordnet 
werden sollen, daß Einrichtungen des Gemeinbedarfs in 
zumutbarer Entfernung erreichbar sind, kann auf 
Punkt 1 wohl nicht angewendet werden, da Einkaufzen­
tren und Verbrauchermärkte keine Einrichtungen des 
Gemeinbedarfs wie Schulen und Krankenhäuser sind. 

g) Weitere Plansätze von mehr allgemeiner Bedeutung, 
die im Einzelfall einmal zur Verhinderung eines Ein­
kaufszentrums oder Verbrauchermarktes mit herangezo­
gen werden können, sind 

- 2.2.11 (entsprechend 2.4.22; 2.4.23; ebenso 2.1.13) 
(Wahrung der Eigenart der Landschaft und Schonung 
guter Böden). 

- 2.2.13 (möglichst geringe Inanspruchnahme von 
Grund und Boden). 

- 2.2.17 (Erhaltung möglichst weiter zusammenhängen­
der Freiräume zwischen den Siedlungsgebieten, auch 
im Zuge der Entwicklungsachsen). 

- 2.9.1 (entsprechend 2.9.11) (Sicherung von Erho­
lungsräumen). 

h) Gemäß Beschluß Landtag Bad.-Württ. vom 13. 12. 74 
soll ein weiterer Plansatz in den LEP aufgenommen wer­
den, durch den verhindert werden soll, daß durch Ein­
kaufszentren und Verbrauchermärkte die Funktionsfä­
higkeit der Innenstädte und die Verwirklichung des zen­
tralörtlichen Systems, wie es der LEP vorsieht, beein­
trächtigt werden. 

Es muß bezweifelt werden, ob die Schaffung eines 
entsprechenden Instrumentes tatsächlich so sinnvoll ist, 
wie es den Anschein hat. Immerhin wird eine solche de­
finitive Forderung, da sie eigentlich nur eine für den be­
sonderen Einzelfall generell ausgesprochene Konkretisie­
rung ohnehin schon bestehender Rechtsvorschriften dar­
stellt, nicht mehr erreichen können, als sich bei Aus­
schöpfung insbesondere der Grun~sätze, wie sie in den 
Abwägungsgeboten des BBauG und des ROG, aber auch 
teilweise im LEP bereits enthalten sind, sowieso errei­
chen ließe. Es ist sogar wahrscheinlich, daß über die vol­
le Ausschöpfung der schon bestehenden rechtlichen 
Möglichkeiten in bezug auf die Verhinderung von Ein­
kaufszentren und Verbrauchermärkten sogar mehr zu 
erreichen wäre, als dies bei der bloßen Anwendung des 
neuen Instrumentes möglich sein könnte. Das würde 
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aber bedeuten, daß das neue Instrument zunächst einmal 
indirekt dazu beitragen könnte, daß die tatsächlichen 
rechtlichen Möglichkeiten gar nicht erst voll ausge­
schöpft werden; zumindest würde die Bequemlichkeit, 
die mit der Handhabung des neuen Plansatzes voraus­
sichtlich verbunden wäre, ihre Ausschöpfung nicht gera­
de fördern. 

Außerdem wird diese für die Praxis zwar bequeme, 
aber in ihrer »Leistungsfähigkeit" möglicherweise frag­
würdige Konkretisierung damit erkauft, daß weitere 
Konkretisierungsforderungen im LEP von anderen Sei­
ten an die Landesplanung herangetragen werden könn­
ten und daß beim Eingehen hierauf zuletzt immer mehr 
die eigentlichen, relativ umfassenden Rechtsgrundlagen 
besonders des BBauG und des ROG verwässert würden, 
indem die einzelne Konkretisierung in der Praxis immer 
wichtiger würde, während der eigentliche rechtliche 
Hintergrund gleichzeitig immer stärker zurückträte 
(eine Tendenz, die auch im jetzigen LEP bereits bemerk­
bar ist). Damit soll auf die grundsätzliche Gefahr hinge­
wiesen sein, die in einer immer weiter gehenden rechtli­
chen Spezialisierung liegt, die zwar zu einer sicheren und 
bequemeren, aber zugleich inhaltlich oberflächlicheren 
Rechtsgrundlage und damit im Ergebnis zu emem 
Rechtsverlust führen kann. 

(Eine Alternative, zumindest eine Ergänzung hierzu 
könnte zum Beispiel in einem ausführlichen Erlaß der 
obersten Landesplanungsbehörde an die nachgeordneten 
Landesplanungsbehörden und die Regionalverbände so­
wie zur Beratung der Gemeinden zum Thema »Ein­
kaufszentren und Verbrauchermärkte" bestehen. Darin 
könnte auf die bestehenden rechtlichen Möglichkeiten 
hingewiesen und zu deren Ausschöpfung aufgefordert 
werden.) 

1.3.5 Gebietsentwicklungspläne 

Hier als Beispiel: Gebietsentwicklungsplan für den 
Mittleren Neckarraum. Diejenigen Plansätze, die geeig­
net sein können, zur Verhinderung überörtlicher Ein­
kaufszentren und Verbrauchermärkte beizutragen, wie­
derholen im wesentlichen jeweils bereits im LEP genann­
te Grundsätze und Ziele. (Siehe dazu unter 1.3.4. Im üb­
rigen siehe auch den nachfolgenden Punkt 1.3.6 sowie 
Punkt 2.2.5.) 

1.3.6 Regionalpläne 

a) Die bereits vorhandenen vorläufigen, lediglich für 
unbedenklich erklärten Regionalpläne lassen zwar eine 
teilweise Konkretisierung der im LEP bereits enthalte­
nen Grundsätze und Ziele der Landesplanung erkennen 
(siehe hierzu im einzelnen Punkt 2.2.6), doch können 
diese zur Verhinderung überörtlicher Einkaufszentren 
und Verbrauchermärkte allenfalls im Umkehrschluß mit 
herangezogen werden. 

b) Wieweit die noch aufzustellenden neuen Regional­
pläne eine weitergehende Konkretisierung bringen wer­
den, bleibt abzuwarten (siehe auch 2.2.6 b). · 

2. Positive Eingriffsmöglichkeiten 

2.1 Raumordnungsverfahren 

Ebenfalls in einem Raumordnungsverfahren nach 
§ 31 a LPlanG (einem sogenannten Beurteilungsverfah­
ren) können die höheren Landesplanungsbehörden, so­
weit erforderlich, von Amts wegen oder auf Antrag ei­
nes öffentlichen oder sonstigen Planungsträgers v o r -
s c h 1 a g e n , wie raumbedeutsame Planungen oder 
Maßnahmen öffentlicher und sonstiger Planuagsträger 
unter raumordnerischen Gesichtspunkten aufeinander 
abgestimmt werden können. 

Auch dabei kann die zuständige Landesplanungsbehör­
de gemäß § 31 a Abs. 3 LPlanG zu Einzelfragen die Vor­
lage von Gutachten verlangen oder auf Kosten des Trä­
gers der Planung oder Maßnahme Gutachten selbst ein­
holen. Und auch hier gilt, daß ein Vorhaben gemäß 
§ 31 a Abs. 6 LPlanG nur dann Gegenstand eines Raum­
ordnungsverfahren sein soll, wenn die raumordnerische 
Bedeutung des Vorhabens die Durchführung des Raum­
ordnungsverfahrens rechtfertigt. Ein Vorhaben kann in 
ein entsprechendes Raumordnungsverfahren auch nicht 
mehr einbezogen werden, wenn darüber in einem Ver­
waltungsverfahren bereits entschieden worden ist. 

Daraus ergibt sich, daß 

1. vorschlagende Raumordnungsverfahren in aktuellen 
"Notfällen" im allgemeinen nicht mehr durchführbar 
sein dürften und daß 

2. Einkaufszentren und Verbrauchermärkte nur dann 
in entsprechende Raumordnungsverfahren einbezo­
gen werden können, wenn ihre raumordnerische Be­
deutung dies rechtfertigt; dies dürfte aber entweder 
allenfalls mehr oder weniger generell (also z.B. für 
ein größeres Gebiet) oder in besonderen Einzelfällen 
einmal der Fall sein. 

Wenn aber die Voraussetzungen zur Durchführung ei­
nes solchen Raumordnungsverfahrens gegeben sind, dann 
dürfte es sich hierbei immerhin um ein außerordentlich 
wirksames prophylaktisches Instrument handeln. 

2.2 Weitere Rechtsgrundlagen 

2.2.1 Bundesbaugesetz ( BBauG }, Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 

a) Die kommunale Bauleitplanung ist über § 1 Abs. 3 
BBauG an die Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung gebunden. Diese Rechtsvorschrift kann somit gege­
be·nenfalls die Übernahme positiver landesplanerischer 
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Festsetzungen erzwingen; doch sind diese selbst nicht 
unmittelbar im BBauG verankert (siehe auch 1.3.1 a). 

b) Darüber hinaus haben die Gemeinden im Rahmen 
ihres Planungsermessens die Möglichkeit, die Standort­
entscheidungen für Einkaufszentren und Verbraucher­
märkte dadurch positiv zu beeinflussen, daß sie bei der 
Aufstellung ihrer Bauleitpläne bestimmte Standorte ver­
bindlich festlegen oder eine solche Festlegung unterlas­
sen. Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen nach § 8 ff. 
BBauG bestehen hierzu folgende Möglichkeiten: 

- Verbindliche Festlegung als Sondergebiet/Einkaufszen­
trum nach § 11 Abs. 3 BauNVO oder Vermeidung einer 
entsprechenden Festsetzung; 

- Gliederung nach der Art der zulässigen Nutzung in 
Kerngebieten nach § 7 Abs. 5 BauNVO, wobei entwe­
der für Einkaufszentren und Verbrauchermärkte be­
stimmte oder sämtliche an sich mögliche Standorte 
innerhalb des jeweiligen Kerngebietes vorgeschrieben 
oder ausgeschlossen werden. 

2.2.2 Raumordnungsgesetz ( ROG) 

a) § 4 Abs. 1 ROG sichert dem für die Raumordnung 
zuständigen Bundesminister insbesondere die Abstim­
mung der raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
einschließlich des Einsatzes der raumwirksamen Investi­
tionen zu. Damit ist die Möglichkeit, z. B. über Investi­
tionshilfen Standorte für Einkaufszentren und Verbrau­
chermärkte zu begünstigen oder auch durch anderweiti­
ge Hilfen (z. B. in Sanierungsgebieten) indirekt zu behin­
dern, rechtlich verankert. 

Es mag im Moment dahingestellt bleiben, ob und wie­
weit dieses Instrument in bezug auf Einkaufszentren und 
Verbrauchermärkte in der Praxis angewandt wird oder 
werden könnte. Grundsätzlich wird man jedoch feststel­
len müssen, daß sich gegen eine entsprechende Anwen­
dung dieses Instrumentes insofern ernste Bedenken erhe­
ben lassen, als dies·e immer letzten Endes zu einer unnö­
tigen Verquickung rechtsstaatlicher und wirtschaftlicher 
Vorgänge führt. Solange der Staat sich darauf be­
schränkt, seine rechtsstaatliche Aufsichtspflicht zu erfül­
len, wird es genügen, die entsprechenden Rechtsmittel 
anzuwenden; das wird dann aber unmittelbare Eingriffe 
in z. B. wirtschaftliche Vorgänge ausschließen müssen. 

b) Nach § 4 Abs. 3 ROG sichern die Länder die Vor­
schriften des § 2 ROG insbesondere durch die Aufstel­
lung von Programmen und Plänen nach § 5 ROG. 

§ 5 Abs. 2 ROG enthält u. a. eine entsprechende Si­
cherungspflicht für diejenigen Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung, die räumlich und sachlich zur Ver­
wirklicp.ung der Grundsätze nach § 2 ROG erforderlich 
sind. 

Dies kann insbesondere dann auch auf Einkaufszen­
tren und Verbrauchermärkte zutreffen, wenn ihre un­
kontrollierte Entwicklung zu einer Gefährdung weiterer 

Ziele der Raumordnung und Landesplanung führen wür­
de (so z. B. in bezug auf die erschwerte Erhaltung ge­
wachsener Ortsteile/Sanierungsvorhaben oder wegen der 
Folge örtlicher Versorgungsschwierigkeiten z.B. mit 
Waren des täglichen Bedarfs usw.). 

Da diese Gefährdungen im Moment gegeben sind, er­
gibt sich hieraus durchaus die Forderung an die Landes­
planung und über § 5 Abs. 3 Satz 1 ROG auch an die 
Regionalplanung, durch die Ausschöpfung der bereits 
vorhandenen und, soweit erforderlich, auch durch neue 
Rechtsvorschriften der genannten Sicherungspflicht 
nachzukommen (siehe hierzu weiter unter 1.3.4 h). 

c) Keine unmittelbare Rechtsgrundlage, aber ein 
brauchbares Instrument im Vorfeld entsprechender Vor­
gänge im Sinne einer positiven Einflußnahme auf Stand­
ortentscheidungen von Einkaufszentren und Verbrau­
chermärkten kann die „Gemeinsame Beratung" nach § 8 
Abs. 1 ROG darstellen. Danach sollen grundsätzliche 
Fragen der Raumordnung und Landesplanung und Zwei­
felsfragen von der Bundesregierung und den Landesre­
gierungen gemeinsam beraten werden. (Siehe hierzu das 
Verwaltungsabkommen zwischen dem Bund und den 
Ländern über die gemeinsamen Beratungen nach § 8 
ROG/Ministerkonferenz für Raumordnung.) 

Khnliches gilt auch für den sogenannten „Beirat für 
Raumordnung", der nach § 9 ROG die Aufgabe hat, den 
für die Raumordnung zuständigen Bundesminister m 
Grundsatzfragen der Raumordnung zu beraten. 

2.2.3 Landesplanungsgesetz ( LPlanG ). Beispiel Baden­
Württemberg 

a) Analog zu § 9 ROG (Beirat für Raumordnung) hat 
der nach § 4 ff. LPlanG zu bildende Landesplanungsrat 
eine allerdings umfassend unterstützende Funktion, in­
dem er die Landesplanung durch Gutachten, Anregun­
gen und Empfehlungen fördern, die oberste Landespla­
nungsbehörde in grundsätzlichen Fragen beraten und bei 
der Aufstellung und Verbindlichkeitserklärung von Ent­
wicklungsplänen mitwirken soll (siehe auch 2.2.2 c). 

b) Ebenfalls im Vorfeld von Vorgängen im Sinne ei­
ner positiven Einflußnahme auf Standortentscheidungen 
von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten bewegt 
sich die „Beratung von Planungsträgern" nach § 24 
LPlanG. Besonders wichtig scheint hierzu § 24 Abs. 2 
Satz 2 zu sein, wonach die Landesplanungsbehörden und 
die Regionalverbände die Aufgabe haben, die Träger der 
Bauleitplanung und die sonstigen Planungsträger zu be­
raten. 

Könnte diese Aufgabe in allen Fällen wirkungsvoll er­
füllt werden, was sicherlich ein genaues Wissen um die 
jeweils anwendbaren Rechtsmittel voraussetzen würde, 
so wäre es durchaus denkbar, daß allein schon über eine 
wirklich fundierte Beratung der jeweiligen Planungsträ­
ger ein maßgeblicher Einfluß auf die Standortentschei­
dungen von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten 
(wie auch auf ihre Verhinderung) erreicht werden könn-
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te. Hier könnte im Moment die größte Wirkung mit 
den relativ bescheidensten Mitteln erzielbar sein. 

2.2.4 Landesentwicklungsplan ( LEP ). Beispiel: Baden­
Württemberg 

Dieser enthält bisher keine definitiven positiven Fest­
setzungen in bezug auf Einkaufszentren und Verbrau­
chermärkte (vergleiche jedoch 1.3.4 a). 

(Wegen des Beschlusses des Landtags vom 13. 12. 74, 
einen neuen Plansatz zum Thema „Einkaufszen­
tren/Verbrauchermärkte" in den LEP aufzunehmen, sie­
he unter 1.3.4 h.) 

2.2.5 Gebietsentwicklungspläne 

Hier als Beispiel: Gebietsentwicklungsplan für den 
Mittleren Neckarraum. Plansatz 2.3 fordert, daß der pri­
vate und öffentliche Dienstleistungsbereich so zu för­
dern sei, daß einer bestehenden oder drohenden Unter­
besetzung entgegengewirkt wird. Ohne andere Maßnah­
men dadurch auszuschließen, sollen dazu vor allem in 
den zentralen Orten ausreichende Entwicklungsmöglich­
keiten an geeigneten Standorten offengehalten oder ge­
schaffen werden. 

Der zweite Teil könnte am ehesten eine Begünstigung 
von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten nahele­
gen. Doch ist auch hierbei immer zu beachten, daß le­
diglich die jeweiligen Dienstleistungen als solche, nicht 
jedoch ihre Organisationsform (Einzelhandelsgeschäfte 
oder Einkaufszentren) angesprochen sind. 

Der erste Teil steht sogar inhaltlich eher im Wider­
spruch zu der Annahme, der zweite könnte Einkaufs­
zentren und Verbrauchermärkte begünstigen. Denn ge­
rade durch die punktuelle Konzentration eines einzelnen 
Einkaufszentrums z. B. ist erst recht die Gefahr gegeben, 
daß an anderer Stelle eine Unterversorgung auf Grund 
eines eintretenden Konkurrenzdruckes entsteht (siehe 
auch z.B. 1.3.2 b). 

2.2.6 Regionalpläne und Kreisentwicklungsprogramme 

a) In Plansatz 2.3.2 des vorläufigen Regionalplans 
Württemberg-Mitte heißt es unter anderem, daß insbe­
sondere die Flächen für höherwertige Dienstleistungen 
überwiegend und konzentriert in den Bereichskernen 
und durch Sanierungsmaßnahmen ausgewiesen werden 
sollen. 

Eine solche Formulierung kann, bezogen auf Einkaufs­
zentren und Verbrauchermärkte, Widersprüchliches na­
helegen: Einerseits scheint das Wort „konzentriert" 
durchaus in Übereinstimmung mit entsprechenden Vor­
haben zu stehen, andererseits scheinen die ebenfalls an­
gesprochenen . Sanierungsmaßnahmen denselben Vorha­
ben häufig zu widersprechen. 

Dieser Widerspruch ließe sich nur auflösen durch eine 
entsprechende, weniger naheliegende Interpretation des 

Plansatzes oder durch die Annahme, mit Sanierungsmaß­
nahmen seien immer zugleich . auch Flächensanierungen 
gemeint. Dies jedoch widerspräche dann anderen, eben­
falls bestehenden Rechtsnormen, die gerade zum Schutz 
und zur Erhaltung gewachsener Ortsteile beitragen kön­
nen (siehe z.B. unter 1.3.1 b und 1.3.2 c). 

Plansatz 2.314 des vorläufigen Regionalplans 
Rems-Murr, demzufolge u. a. die Ansiedlung von über­
örtlichen, privaten und öffentlichen Dienstleistungen 
vor allem in den zentralen Orten zu fördern seien, 
macht speziell zum Thema „Einkaufszentren und Ver­
brauchermärkte" keine hinreichend klare Aussage. 
(Hierzu gilt das unter Punkt 2.2.5 bereits Gesagte.) 

Das gleiche gilt auch für einen Teil von Plansatz 4.221 
des vorläufigen Regionalplans Neckar-Fils. 

Plansatz 4.222 desselben Regionalplans lautet: ,,Private 
Dienstleistungen sind auf genügend große Einzugsgebiete 
als Tragfähigkeitsgrundlage angewiesen. An zentralen 
Standorten ausreichend großer Gemeinden oder Gemein­
degruppen sind Flächen für die Entwicklung des Dienst­
leistungsgewerbes samt den erforderlichen Verkehrsflä­
chen bereitzustellen. Hierzu sind in den meisten Fällen 
umfassende Ortskernsanierungen, auch mit dem Ziel, 
ausreichende Parkflächen zu schaffen, notwendig." 

Bezogen auf Einkaufszentren und Verbrauchermärkte, 
scheint auch dieser Plansatz die Gesamtproblematik nur 
wenig differenzierend anzusprechen. Umfassende Orts­
kernsanierungen mit dem Ziel, auch ausreichende Park­
flächen zu schaffen, assoziieren zweifellos eher Flächen­
sanierungen als erhaltende Sanierungsmaßnahmen. Die 
schon weiter oben angesprochenen Widersprüche wer­
den damit verstärkt, aber nicht gelöst. Die Formulie­
rung eines solchen Plansatzes führt daher zu Rechtsunsi­
cherheiten und - bei entsprechender Interpretation -
auch zur Unvereinbarkeit mit anderen bestehenden 
Rechtsvorschriften. 

Diese Beispiele mögen genügen, um zu belegen, daß 
die bisherigen Aussagen der Regionalpläne in bezug auf 
Einkaufszentren und Verbrauchermärkte weder den 
rechtlichen Möglichkeiten noch den rechtlichen Not­
wendigkeiten in genügendem Umfang entsprechen. Sie 
haben sogar bisher teilweise die Tendenz, eher zu einsei­
tigen und damit zu insgesamt rechtsbedenklichen Inter­
pretationen einzuladen. Diesen Mängeln sollten die neu­
en, noch aufzustellenden Regionalpläne abhelfen. 

b) Wieweit darüber hinaus detaillierte Standortmög­
lichkeiten bzw. -verbote für Einkaufszentren und Ver­
brauchermärkte in den noch aufzustellenden Regional­
plänen festgelegt werden sollten und/oder wieweit solche 
von den noch aufzustellenden Kreisentwicklungspro­
grammen weiter verfolgt werden könnten, wird noch -
auf der Grundlage einer entsprechenden Grundsatzdis­
kussion - festzulegen sein. (Beachte hierzu auch unter 
1.1: Raumordnungswidrige Planungen, sowie 1.3.4 h und 
2.2.2 b.) 
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Behandelte Rechtsnormen 

Bundesbaugesetz (BBauG): § 1 Abs. 3, 4, 5; § 2 Abs. 4; § 34; 
§35. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO): § 7; § 11 Abs. 3. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BimSchG): § 10. 

Raumordnungsgesetz (ROG): § 1; § 2; § 4 Abs. 1, 3, 5; § 5; 
§ 7; § 8 Abs. 1; § 9. 

Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg (LPlanG): § 4 ff.; 

Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg (LEP): 

Plansätze 1.4.3; 1.5; 1.5.1; 1.6; 1.6.1; 1.7.2; 1.7.31; 1.7.4; 
1.7.41; 1.7.42; 1.8.31; 1.8.4; 1.8.41; 1.8.42; 1.9.3; 1.9.36; 
2.1; 2.1.13; 2.1.2; 2.1.22; 2.2.1; 2.2.11; 2.2.13; 2.2.16; 
2.2.17; 2.3.22; 2.4.22; 2.4.23; 2.8.8; 2.9.1; 2.9.11. 

Gebietsentwicklungsplan für den Mittleren Neckarraum: Plan­
satz 2.3.3. 

Vorläufiger Regionalplan Württemberg-Mitte: Plansatz 2.3.2. 

Vorläufiger Regionalplan Rems-Murr: Plansatz 2.314. 

§ 23; § 24; § 31a; § 32. Vorläufiger Regionalplan Neckar-Fils: Plansätze 4.221; 4.222. 

DIETER WITT/WALTER ZETTL 

Möglichkeiten der Beeinflussung von Verkehrsströmen 
durch eine differenzierte Mineralölsteuer und eine Ballungsabgabe 

1. Das Erfordernis der Einflußnahme auf den Verkehr in 
Ballungsgebieten und in ländlichen Räumen 

Die Raum- und Siedlungsstruktur der Bundesrepublik 
Deutschland ist durch Konzentrationen von Wohn- und 
Arbeitsplätzen gekennzeichnet. So leben zur Zeit 43 
Prozent der Bevölkerung des Bundesgebietes auf nur 13 
Prozent der Fläche1. Für Ballungsgebiete ist der öffentli­
che Personennahverkehr (ÖPNV) wegen seiner Umwelt­
freundlichkeit und der in Relation zur Beförderungslei­
stung geringen Raumaufwendigkeit von besonderer Be­
deutung. Ein weiterer Ausbau der Verkehrsflächen für 
den Individualverkehr in den Verdichtungsgebieten, ins­
besondere der Innenstädte, ist in vielen Fällen teils aus 
räumlichen, teils aus gesellschaftspolitischen Gründen 
nicht mehr mögli.ch, wenn die Städte weiterhin ihre 
Funktionen als Wirtschafts-, Kultur-, Wohn- und Ver­
waltungszentren aufrechterhalten sollen. Zur nachhalti­
gen Besserung der Verkehrsverhältnisse ist es notwendig, 
einen Ausgleich zwischen öffentlichem und individuel­
lem Personennahverkehr zu schaffen, da viele Innenstäd­
te dem Individualverkehr nicht mehr gewachsen sind. 
Dazu muß die Verkehrsteilung zwischen Individualver­
kehr und öffentlichem Verkehr, die heute in der Bun­
desrepublik bei etwa 80 : 20 Prozent liegt2, in Richtung ei­
ner gleichgewichtigen Aufteilung verändert werden. Ne­
ben einer Entlastung der innerstädtischen Straßen soll 
dadurch· auch eine Minderung der durch den Individual-

1 Vgl. Isenberg, Gerhard: Ballungsgebiete in der BRD. Sp. 118 
in: Handwörterbuch der Raumforschung und Raumordnung. 
1. Bd. Hrsg. : Akademie für Raumforschung und Landesplanung. 
2: Aufl. - Hannover 1970. 
2 Vgl. Bundesminister für Verkehr (Hrsg.): Verkehr in Zahlen 
1975. - Bonn 1974. S. 31. 

verkehr verursachten negativen Auswirkungen (hohe 
Unfallträchtigkeit, Lärmbelästigung, Luftverschmut­
zung) erreicht werden. Dies wird um so eher gelingen, je 
attraktiver der ÖPNV gestaltet werden kann (hinsicht­
lich Regelmäßigkeit und Häufigkeit der Bedienung, Be­
quemlichkeit, Schnelligkeit und Sicherheit). Ob die Er­
höhung der Attraktivität des öPNV a 11 ein ausreicht, 
die Verkehrsnachfrage auf die öffentlichen Verkehrsmit­
tel umzulenken, ist ungewiß. Flankierend zur Maßnahme 
der Verbesserung des Leistungsangebots im öPNV soll­
ten daher gezielte Beschränkungen des Individualver­
kehrs in den Verdichtungsräumen erfolgen. Diese könn­
ten durch ordnungspolitische Instrumente, insbesondere 
solche der Beeinflussung und der Reglementierung (Ver­
und Gebote), erreicht werden. Als Beeinflussungsinstru­
mente kommen die Qualitäts- und die Entgeltspolitik in 
Frage. Qualitätspolitische Maßnahmen zur Beschränkung 
des Individualverkehrs wären zum Beispiel die Ein­
schränkung des Parkplatzangebotes, die Unterlassung des 
Ausbaus des Straßennetzes oder die Reservierung von 
Fahrspuren für ÖPNV-Fahrzeuge. Als entsprechende 
entgeltspolitische Maßnahmen sind u. a. vorstellbar: 
Road-Pricing, Erhöhung der Parkgebühren, Einführung 
einer Kaufsteuer für Pkw, Erhöhung der Kraftfahrzeug­
steuer und der Mineralölsteuer sowie Einführung einer 
Ballungsabgabe3• 

3 Unabhängig von der Frage der Praktikabilität der entge!ts­
politischen Maßnahmen müssen die politischen Instanzen bereit 
sein, die 1973 im Kursbuch für die Verkehrspolitik angekündigte 
Priorität des OPNV zu verwirklichen. Vgl. hierzu Lauritzen, 
Lauritz (Hrsg.): Der Mensch hat Vorfahrt. - Bonn o. J. (1973). 
Allerdings spricht die gegenwärtige verkehrspolitische Entwick­
lung gegen eine Wende der Nahverkehrspolitik zugunsten des 
OPNV. Als Grund hierfür werden vor allem finanzpolitische 
Erwägungen genannt. (So erstmals K. Gscheidle in seiner An-


